
KMLZ – Umsatzsteuer und Zoll im Supply Chain Management 

Im Rahmen der Lehrveranstaltung „Umsatzsteuer und Zoll im Unternehmen“ des Lehrstuhls für 
Betriebswirtschaftslehre, insbesondere Betriebliche Steuerlehre, fand am 15.01.2026 ein 
Gastvortrag zum Thema „Umsatzsteuer und Zoll im Supply Chain Management“ statt. Referent 
war Herr Dr. Christian Salder, Rechtsanwalt, Steuerberater und Fachanwalt für Steuerrecht bei 
der KMLZ Rechtsanwaltsgesellschaft mbH. 

Zu Beginn begrüßten Herr Prof. Dr. Egner und Herr Dr. Gries die Studierenden und stellten den 
Referenten kurz vor. Herr Dr. Salder absolvierte ein rechtswissenschaftliches Studium sowie 
seine Promotion an der Universität Regensburg und ist seit dem Jahr 2009 bei KMLZ tätig. Sein 
Beratungsschwerpunkt liegt im nationalen und internationalen Umsatzsteuerrecht sowie im Zoll- 
und Verbrauchsteuerrecht. 

In der Einführung verdeutlichte Herr Dr. Salder die hohe praktische Relevanz von Umsatzsteuer- 
und Zollfragen im Supply Chain Management, insbesondere für international agierende 
Unternehmensgruppen. Anhand eines einfachen Beispiels – einer Warenlieferung aus der 
Schweiz nach Deutschland – zeigte er typische Fragestellungen auf, etwa zur Steuerbarkeit der 
Lieferung, zum Ort der Lieferung, zum Vorsteuerabzug sowie zu den umsatzsteuerlichen Folgen 
der Einfuhr. Ergänzend wurden weitere Themen kurz angerissen, darunter 
Präferenzbegünstigungen, Antidumpingmaßnahmen, das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz, 
die CSDDD sowie der CO₂-Grenzausgleichsmechanismus (CBAM). 

Der erste Hauptteil des Vortrags befasste sich mit der Entstehung von Einfuhrzöllen und 
Einfuhrumsatzsteuer. Zunächst wurden die grundlegenden Begriffe erläutert. Die Einfuhr knüpft 
an das physische Verbringen eines Gegenstands aus dem Drittlandsgebiet in das Inland an. Als 
Gegenstände gelten nicht nur körperliche Sachen, sondern auch Elektrizität sowie Gas, Wärme 
und Kälte. Das Inland umfasst grundsätzlich das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland, mit 
bestimmten gesetzlich geregelten Ausnahmen wie etwa Helgoland oder Büsingen. 
Hinsichtlich der Entstehung und Schuld der Einfuhrumsatzsteuer stellte der Referent klar, dass 
sich diese gemäß § 13 Abs. 2 i. V. m. § 21 Abs. 2 UStG sinngemäß nach dem Zollrecht richtet. 
Maßgeblich sind insoweit die Art. 77 ff. des Unionszollkodex (UZK). Dadurch wird gewährleistet, 
dass Einfuhrzölle und Einfuhrumsatzsteuer durch dieselbe Behörde, in einem einheitlichen 
Verfahren und auf Grundlage identischer Feststellungen erhoben werden. 
Als nächstes ging Herr Dr. Salder auf die Entstehung der Einfuhrzollschuld ein. Nach Art. 77 UZK 
entsteht die Zollschuld mit der Überlassung einfuhrabgabenpflichtiger Nicht-Unionswaren zum 
zollrechtlich freien Verkehr, regelmäßig also mit Annahme der Zollanmeldung. Zollschuldner ist 
grundsätzlich der Anmelder; bei indirekter Stellvertretung auch die Person, für deren Rechnung 
die Anmeldung erfolgt. Daneben wurde die Zollschuldentstehung bei Verstößen gemäß Art. 79 
UZK erläutert, etwa bei vorschriftswidrigem Verbringen von Waren in das Unionsgebiet 
(„Schmuggel“). 
 
In einem Exkurs widmete sich der Referent der Bedeutung von Incoterms für die 
umsatzsteuerliche Beurteilung. Dabei stellte er heraus, dass Incoterms für die Umsatzsteuer 
lediglich eine Indizwirkung haben, insbesondere im Hinblick auf die Transportbeauftragung sowie 
die Übernahme von Kosten und Risiken. Entscheidend sei letztlich nicht der vereinbarte 



Incoterm, sondern wer tatsächlich Schuldner der Einfuhrumsatzsteuer wird, was sich aus dem 
Einfuhrabgabenbescheid ergibt. Fehlerhafte Annahmen können sowohl den Vorsteuerabzug als 
auch die zutreffende Besteuerung der Lieferung gefährden. 

Der zweite Teil des Vortrags behandelte die Entrichtung der Einfuhrumsatzsteuer sowie deren 
Abzug als Vorsteuer. Ohne Zahlungsaufschub ist die Einfuhrumsatzsteuer grundsätzlich 
zeitgleich mit den Einfuhrzöllen zu entrichten, was häufig zu erheblichen Liquiditätsbelastungen 
führt. Demgegenüber ermöglicht ein bewilligtes Aufschubkonto einen Zahlungsaufschub, wobei 
die Einfuhrumsatzsteuer gemäß § 21 Abs. 3a UStG erst am 26. Tag des zweiten auf die Entstehung 
folgenden Kalendermonats fällig wird. Unternehmen mit vollem Vorsteuerabzugsrecht müssen 
hierfür regelmäßig keine Sicherheitsleistung für die Einfuhrumsatzsteuer erbringen. 
Im Zusammenhang mit dem Vorsteuerabzug nach § 15 Abs. 1 Nr. 2 UStG stellte Herr Dr. Salder 
heraus, dass Voraussetzung ist, dass der Gegenstand für das Unternehmen eingeführt wird. 
Maßgeblich ist, wer im Zeitpunkt der Einfuhr die Verfügungsmacht über den Gegenstand besitzt. 
Reine Dienstleister wie Spediteure oder Frachtführer sind daher nicht 
vorsteuerabzugsberechtigt. Typische Problemfelder ergeben sich insbesondere bei 
Kommissionsgeschäften, Lohnveredelungen oder Konsignationslagern. Als Optimierungs-
instrument stellte der Referent das Zollverfahren der aktiven Veredelung vor. Dieses ermöglicht, 
Nicht-Unionswaren ohne Entstehung von Einfuhrabgaben einzuführen, sofern die Waren nach 
der Veredelung wieder ausgeführt werden. Dem Vorteil der Abgabenfreiheit stehen jedoch ein 
erheblicher administrativer Aufwand, Bewilligungserfordernisse sowie Risiken zollrechtlicher 
Verstöße gegenüber.  

Im Anschluss ging Herr Dr. Salder auf Befreiungen von der Einfuhrumsatzsteuer ein. § 5 UStG 
enthält einen Katalog entsprechender Befreiungstatbestände. Besondere praktische Bedeutung 
kommt dabei dem sogenannten „42er-Verfahren“ nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 UStG zu. Dieses 
ermöglicht eine einfuhrumsatzsteuerfreie Einfuhr, wenn der Schuldner der Einfuhrumsatzsteuer 
die Gegenstände unmittelbar im Anschluss für innergemeinschaftliche Lieferungen verwendet. 
Anhand eines Beispiels wurde gezeigt, dass dieses Verfahren zwar Liquiditätsvorteile bietet, aber 
regelmäßig eine umsatzsteuerliche Registrierung im Einfuhrmitgliedstaat erfordert. 
Abschließend widmete sich der Vortrag der Supply-Chain-Optimierung am Beispiel von 
Reihengeschäften. Anhand mehrerer Fallkonstellationen wurde erläutert, wie sich die Zuordnung 
der bewegten Lieferung und die Frage, wer die Einfuhr vornimmt, auf den Lieferort und die 
Steuerbarkeit der einzelnen Umsätze auswirken. Insbesondere § 3 Abs. 8 UStG kann zu einer 
Verlagerung des Lieferortes ins Inland führen, wenn der Lieferer Schuldner der 
Einfuhrumsatzsteuer ist. Die dargestellten Beispiele verdeutlichten die hohe Komplexität dieser 
Gestaltungen und die Notwendigkeit einer sorgfältigen umsatzsteuerlichen Planung. 

Zusammenfassend bot der Vortrag einen umfassenden und praxisnahen Überblick über zentrale 
Fragestellungen der Umsatzsteuer und des Zollrechts im Supply Chain Management. Die 
Studierenden erhielten wertvolle Einblicke in typische Problemfelder sowie in mögliche 
Gestaltungs- und Optimierungsansätze und konnten ihr theoretisches Wissen anhand 
anschaulicher Beispiele vertiefen. Im Anschluss an die fachlichen Ausführungen hatten die 
Studierenden Gelegenheit, Fragen zu stellen und einzelne Fallkonstellationen zu diskutieren. 
Zum Abschluss dankten Herr Prof. Dr. Egner und Herr Dr. Gries dem Referenten für den 
praxisorientierten Vortrag. 


